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Die von den Justizministern des Bundes
und der Länder offenbar einmütig getra-
gene Reform der Sicherungsverwahrung
findet die Zustim-
mung der Gewerk-
schaft der Polizei
(GdP). GdP-Bundes-
vorsitzender Bern-
hard Witthaut: „Das
von Bundesjustizmi-
nisterin Leutheusser-
Schnarrenberger vor-
gelegte Eckpunkte-
papier hat die vom
Bundesverfassungs-
gericht bemängelten
Punkte an der beste-
henden Sicherungs-
verwahrung in Gänze
aufgenommen und in ein aus Sicht der
GdP verfassungskonformes Korsett ge-
schnürt. Damit berücksichtigt die Ministe-
rin auch die Forderung von Bürgerinnen
und Bürgern nach Schutz vor gefährlichen
Straftätern. Das neue Konzept birgt aber
ein großes Risiko. Der stark therapeuti-
sche Ansatz und der künftige Rechtsan-
spruch auf Vollzugslockerung schon wäh-
rend der regulären Haftzeit wird mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit eine massive Be-
lastung zunächst der Justiz, und im Wei-
teren der Polizei provozieren.“ Das Kon-
zept der Justizministerin sehe zudem vor,
dass auch gefährliche Täter begleiteten
und unbegleiteten Ausgang haben müss-
ten. Es liege, so Witthaut, auf der Hand,

dass Justizbedienstete und wohl auch
Polizisten gefährliche Täter beim beglei-
teten Ausgang bewachen würden. Darauf,

so Witthaut, seien weder Justizvollzug,
noch Polizei ausreichend vorbereitet.
Insbesondere die gesetzliche Vorgabe,
dem Gefangenen unverzüglich therapeu-

tische Maßnahmen anbieten zu müssen,
setzte, so befürchtet Witthaut, den Jus-
tizvollzug unter hohen Druck. Könne der
Gefangene nachweisen, dass ihm wäh-
rend der Haftzeit keine angemessenen
Therapien und Vollzugslockerungen an-
geboten und ermöglicht wurden, müss-
ten selbst hochgefährliche Täter entlas-
sen werden. Der GdP-Vorsitzende: „Ver-
sagt der Vollzug und ist deshalb der Ge-
fangene zu entlassen, müssen zahlreiche
Polizeibeamte für die Rund-um-die-Uhr-
Bewachung der Entlassenen abgestellt
werden.“
Tatsächlich, so mahnt Witthaut, stehe die
gesamte Struktur des Justizvollzuges in
Frage: „Das neue Gesetz darf nicht dazu
führen, dass es Gefangene erster und
zweiter Klasse gibt. Es wird nicht lange
dauern, bis der erste zu einer einfachen
Haftstrafe Gefangene nachfragen wird,
warum er denn keinen Anspruch auf eine
Therapie und Vollzugslockerungen hat.“
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Die Beschlüsse, die am 22. September
2011 in Magdeburg von den Justizminis-
terinnen und Justizministern gefasst wur-
den, haben im Wesentlichen zum Inhalt:
Der Begriff „Sicherungsverwahrung“ soll
künftig wegen des Therapiegedankens
„Sicherungsunterbringung“ lauten.
Zudem muss analog des vom Bundes-
verfassungsgerichts gewährleisteten Ab-
standsgebots eine Differenzierung zwi-
schen Strafhaft und Sicherungsunterbrin-
gung realisiert werden. Die Justizminis-
ter erkennen dabei die gerichtliche For-
derung an, einerseits die Bevölkerung vor
gefährlichen Gewalt- und Sexualstraftä-

tern zu schützen und andererseits die
Bedingungen für eine freiheitsorientierte
und therapiegerechte Unterbringung zu
schaffen.
Hierfür trafen die Justizminister explizit
folgende Beschlüsse:

- Erklärung der Notwendig-
keit einer nachträglichen Si-
cherungsverwahrung

- Einführung einer „vorbehal-
tenen Sicherungsverwah-
rung“ im Jugendstrafrecht.
Der Erziehungsgedanke soll
dabei primär zum Ausdruck
kommen
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- Umgehender Start des Gesetzgebungsverfahrens hinsichtlich der Einrichtung einer Gemeinsamen elektronischen
Überwachungsstelle der Länder (GÜL) sowie einer Verwaltungsvereinbarung über den Betrieb und die Nutzung eines
Systems der elektronischen Aufenthaltsüberwachung (EAÜ), um den zeitlichen Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richtsurteils gerecht zu werden

- Gemeinsamer Vollzug von Sicherungsunterbringung und Therapieunterbringung
Die Beschlüsse sind im Einzelnen unter http://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=47438 abrufbar.
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In einem Radiointerview mit BR 2 stellte der GdP-Landesvorsitzende Helmut Bahr die Probleme im Umgang mit der
elektronischen Fußfessel dar. Nach Plänen der Bayer. Justizministerin Beate Merk soll diese ab nächstem Jahr in Bayern in
einen Probebetrieb gehen. Helmut Bahr beurteilte die elektronische Fußfessel kritisch. Er bezeichnete dieses Instrument
lediglich als „Hilfsmittel“, das keine Straftat verhindern könne. Auch eine Entlastung für die Bayer. Polizei sei nicht zu erwarten.
Eine Abschreckenswirkung, die Justizministerin Merk propagiert, sieht LV Bahr ebenso nichts als gegeben an, da nun mal die
Fußfessel eine generelle Sicherheit nicht gewährleisten kann. LV Bahr fasste abschließend zusammen: „Eine Fußfessel ist
sicherlich besser als gar nichts, sie ist aber nun mal kein Ersatz für eine geschlossene Einrichtung.“ Das gesamte Interview ist
zu finden unter http://www.br-online.de/bayern2/radiowelt/11-kw39-radiowelt-fussfessel-ID1317098517627.xml
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Rund 16.000 Polizistinnen und Polizis-
ten haben für einen reibungslosen Be-

such des Papstes in Deutschland gesorgt
und dazu beigetragen, dass der dreitägi-
ge Aufenthalt des Oberhauptes der ka-

tholischen Kirche für seine Anhänger in
Deutschland zu einem unvergesslichen

und freudigen Er-
lebnis wurde, so
die Gewerkschaft
der Polizei (GdP).
GdP-Bundesvor-
sitzender Bern-
hard Witthaut:
„Das war eine
großartige Leis-
tung aller Kollegin-
nen und Kolle-
gen. In Berlin, Er-
furt und Freiburg
haben sich die
Einsatzkräfte er-
folgreich bemüht,
die Belastungen

für die Bevölkerung durch die
notwendigen Sicherheitsvor-
kehrungen so gering wie mög-

lich zu halten. Das ist ih-
nen mit einer transpa-
renten und aufwendi-
gen Informationsarbeit
gelungen, zu der auch
tausende Gespräche
mit Anwohnern der ge-
sicherten Fahrtstre-
cken des Papstes ge-
hörten.“

Dieser Papst-Einsatz, so Witthaut weiter,
habe dennoch zu außerordentlichen
Mehrbelastungen geführt, da Großeins-
ätze dieser Art für Polizeibeamtinnen und
-beamte aus nahezu allen Bundeslän-
dern und der Bundespolizei spürbar zu-
nähmen.
Der baden-württembergische GdP-Lan-
desvorsitzende Rüdiger Seidenspinner:
„Bei solchen Einsätzen ziehen alle Poli-
zistinnen und Polizisten in Deutschland
an einem Strang. Sie sind rund um die
Uhr im Einsatz. Es ist daher nicht ver-
ständlich, dass die Länder unterschiedli-
che Regelungen zum Beispiel bei der
Anerkennung der Dienstzeiten für Beam-
tinnen und Beamte praktizieren. Die GdP
fordert die Innenministerkonferenz auf,
dafür zu sorgen, dass die Bereitschafts-

zeiten für Beamtinnen und Beamte bun-
deseinheitlich zu 100 Prozent vergütet
werden.“
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Deutschlands Polizisten leben gefährlich. Die Zahl der Gewaltübergriffe gegen Beamte hat zwischen 2005 und 2009 kontinuier-
lich zugenommen - und die Gewalt selbst ist härter geworden. Das ist das Ergebnis einer bundesweit bislang einmaligen Studie des
Kriminologischen Forschungsinstitutes Niedersachsen in Zusammenarbeit mit zehn Bundesländern, die der NDR 1 Welle Nord
exklusiv vorliegt. Der Freistaat Bayern hatte sich der Beteiligung an der Studie verweigert.
20 Übergriffe pro Woche
Und der Trend setzt sich fort: Nach Angaben der Gewerkschaft der Polizei GdP hat es z.B. in Schleswig-Holstein 2010 etwa 1.000
Übergriffe auf Polizisten gegeben (2007: 396). Das sind 20 pro Woche, drei am Tag. Insgesamt 282 Beamte wurden dabei verletzt.
Familienstreitigkeiten besonders gefährlich
Die Studie kommt zudem zu dem Schluss, dass Familienstreitigkeiten am Wochenende für Polizisten besonders gefährlich sind.
Denn obwohl die Polizei meist gerufen werde, um einen internen Streit zu schlichten, werde sie unversehens das Ziel gewalttätiger
Angriffe der Kontrahenten - so die Erfahrungen von vielen der befragten Beamten.
Jeder zehnte Polizist dienstunfähig
Jeder zehnte Beamte ist laut Studie in den letzten Jahren durch Gewalttaten bereits dienstunfähig geworden. „Heutzutage ist es
so, dass es nicht nur bei verbalen Beleidi-
gungen bleibt, sondern Kolleginnen und
Kollegen immer öfter Bedrohungen , Kör-
perverletzungen und gewalttätigen Angrif-
fen ausgesetzt sind -  und das nimmt leider
stetig zu“, sagt Landesvorsitzender Hel-
mut Bahr.


